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der Abg. 0 1 a h, Pro bs t, Z e c h t 1, K n e c h tel s d 0 ri er. 

und Genossen 

an'den Bundesministor für Inneres, 

botreffend Novellierullg des Optionsgesetzes,. 

-.-Cl-
'-

lüs das"Optionsgesetz 1 BGBLNr" 'l42!54, im Nationalrat bel'aten wurde 9 

( wul'de' von versc4iedenen Abg'eordneten dabei auch die Forderun{~ orhoben, die 

vereinfachte Erwerbung der österreic~ischen Staatsbür~erschaft\auch den 

Südtirolern, die noch in Österroich leben und hier Ctl'beiten, zugute 

kOmnlE)n zu lassen. Diese Personen sind zumeist vor dem im OptiqnseesGtz ' 

festgelegten Stichtag beroits in das Gebiet der heutigen Republik Östorreich , 
eingereist. 

liassgebend fü~ diese Erwägungen war insbesondere die Praxis der 

Eintürg~rungen in Vorarlberg und teilweise auch in Tirol. Ganz besonders 
, I . . 

aber in Vor~rlberg wird die Einbürgerung von Südtirolern äusserst schleppend 

betrieben. Diese arbeitsamen Menschen habct1 deshalb nicht nur Nachteile 

für si~h, sondern auch für ihre Kinder zu ert'ragen. Der überwicgGnde Toil 

von ihnen ist entschlossen, endgültig in Österreich zu bleiben, und soll 

nicht wai terhin der Willkür El'inzelner Landesmachtha-ber schutzlos ausGosetzt 

bleiben. 

Die gefertigton Abgeordneten sind dcher der Meinung, dass auch dioser 
. ! 

Personenkreis unter die Bestiffilllungen des Optionsgesetzes einbozogen worden 
, ' 

soll, Imd stellen daher an den Herrn Bundesminister für Inneres die 

nachstehende 

A...!Lfragel , 
\ 

Ist der Herr Bundes~inister für lnneres bereit, dem Hohen Haus ehestens 

eine Uovelle zum Optinnsgesetz vorzulegen, durch welche denjenigen Süd­

tirolern, die in Österreich bleiben wollen, die Erwerbung der östol'reichi­

sehen Stoa.tsbürgerschaft unter den gleichen Voraussetzungen gestattet sein 

soll wie den Volksdeut,schen? 
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